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Magdeburg, 12.11.2021


Niederschrift
über die 55. Sitzung des Rechts und Verfassungsausschusses des SGSA, 
am Mittwoch, 03. November 2021, um 10:00 Uhr, im Ratssaal der Stadt Bernburg


Beginn: 	10:00 Uhr 
Ende:		12:05 Uhr


Anwesenheit: 
s. beigefügte Anwesenheitsliste


Zu TOP 1: 	Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Tagesordnung

Die Ausschussvorsitzende Frau Ost, [Stadt Bernburg (Saale)] eröffnet die Sitzung und begrüßt die Ausschussmitglieder. Herr Fuchshuber (Stadt Aschersleben) vertritt das ordentliche Mitglied Herrn Brauns. Herr Heerwald (Stadt Bad Schmiedeberg) ist nicht stimmberechtigt.
Frau Ost stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

Der Rechts- und Verfassungsausschuss bestätigt die Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 2: 	Bestätigung der Niederschrift über die 54. Sitzung am 16.06.2021

Die Niederschrift über die 54. Sitzung am 16.06.2021 wurde am 30.06.2021 per E-Mail versandt.
Es gab eine schriftliche Einwendung zur Niederschrift von Frau Kubisch (Stadt Bitterfeld-
Wolfen) per E-Mail vom 01.07.2021 mit folgenden Änderungen:

1. Zu TOP 8: Pauschalierung der Einsatzzeiten in der Satzung über die Kostenerhebung und Gebühren für die Leistung der Feuerwehr – Feuerwehrkostensatzung

Niederschrift Entwurf:
„Frau Kubisch schließt sich der Auffassung von Herrn Henschel an, möchte jedoch bei Beibe-haltung einer Pauschalierung eine Mindestabrechnung im Halbstundentakt.“

Änderung:
„Frau Kubisch schließt sich der Auffassung von Herrn Henschel an. Auch die Stadt Bitterfeld-Wolfen hat ihre Feuerwehrgebührensatzung aus Gründen der Rechtssicherheit angepasst, sie erhebt nun als Mindestbetrag die Gebühr für eine halbe Stunde und rechnet im Übrigen minu-tengenau ab.“

2. Zu TOP 10: Anfragen und Anregungen der Mitglieder, hier zu 10.3

Niederschrift Entwurf:
„... Es gibt einen Erlass des MI vom 12.05.2017, der der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt ist, wonach alle Unterlagen im Zusammenhang mit Selbstverwaltern und Reichsbürgern an den Verfassungsschutz weiterzuleiten sind. Die Landeshauptstadt Magdeburg gibt daher auch alles ungeprüft weiter. In der Anlage 2 befindet sich das Ersuchen des Verfassungsschutzes.
Weitere Mitglieder berichten, ...“

Änderung:
„...Es gibt einen Erlass des MI vom 24.05.2017, der der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt ist, wonach alle Unterlagen im Zusammenhang mit Selbstverwaltern und Reichsbürgern an den Verfassungsschutz weiterzuleiten sind. Die Landeshauptstadt Magdeburg gibt daher auch alles ungeprüft weiter. In der Anlage 2 befindet sich das dem Erlass vorausgegangene Ersuchen des Landesverfassungsschutzes vom 12.05.2017.
Frau Kubisch erklärt, dass gerade dieser Runderlass vom 24.05.2017 Anlass für ihre Bedenken ist, da er den Kommunen als Sicherheitsbehörden weniger Übermittlungsrechte einräumt, als der Runderlass vom 04.05.2016 der Polizei. Die Polizei hat über die Übermittlungen nach § 17 Abs. 1 VerfSchG-LSA bei gewalttätigem Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht hinaus auch nach § 17 Abs. 2 VerfSchG von sich aus alle anderen ihr bekannt gewordenen Informationen einschließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 4 Abs. 1 VerfSchG-LSA zu übermitteln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist, und sie hat zudem auf Ersuchen des Landesverfassungsschutzes auch nach § 17 Abs. 3 Verf-SchG-LSA die zur Aufgabenerfüllung des Landesverfassungsschutzes erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener Daten zu übermitteln. Für die Kommunen als Sicher-heitsbehörden gilt nach dem Runderlass vom 24.05.2017, Nummer 2.2, aber nur die Regelung zur Übermittlung nach § 17 Abs. 1 VerfSchG-LSA entsprechend. Davon wird ein nicht dem Verdacht des gewalttätigen Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht unterliegender Reichsbürger und Selbstverwalter aber nicht erfasst. Für diesen fehlt ihres Erachtens eine rechtliche Grundlage für die Datenübermittlung.
Herr Vogler kann diese Bedenken nachvollziehen, er sieht dieses datenschutzrechtliche Pro-blem bei insoweit unauffälligen Reichsbürgern und Selbstverwaltern ebenfalls.
Weitere Mitglieder berichten, ...“

Mit diesen Änderungen wird die Niederschrift bestätigt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 3:	Zensus 2022 – Stand der Vorbereitung einer möglichen Kommunalverfas-sungsbeschwerde 
	(Landesgeschäftsstelle)

Frau Schulz (Landesgeschäftsstelle) erläutert den Sachverhalt anhand des Vorberichts und der Anlagen. Ergänzend weist sie darauf hin, dass sich mittlerweile 10 Erhebungsstellen zurückgemeldet und die entsprechenden ausgefüllten Tabellen zur Verfügung gestellt haben. Sechs Städte (Haldensleben, Köthen, Genthin, Wolmirstedt, Merseburg und Sangerhausen) haben ihr Interesse an der Führung einer Kommunalverfassungsbeschwerde bekundet. Bis auf Genthin fehlen jedoch noch die entsprechenden Beschlüsse der Stadträte. Rechtsanwalt Dr. Lück von der Kanzlei Dombert Rechtsanwälte, Potsdam, wurde von der Landesgeschäftsstelle mit der Erarbeitung eines Kurzgutachtens zu den Erfolgsaussichten der kommunalen Verfassungsbeschwerde beauftragt. Das Kurzgutachten soll bis Mitte November 2021 vorliegen und wird allen Erhebungsstellen zur Verfügung gestellt.
Die Landesgeschäftsstelle wird dem Präsidium zur Sitzung am 29.11.2021 einen Grundsatzbe-schluss vorschlagen, um Mittel aus dem Prozesskostenfonds für die Kommunalverfassungsbe-schwerde gegen das Zensusausführungsgesetz LSA freizugeben. Konkret wird voraussichtlich empfohlen, dass die beteiligten Erhebungsstellen einen Eigenmittelanteil in Höhe von jeweils 1.000,- Euro aufbringen. Die Differenz zu den tatsächlichen Kosten würde durch den Prozesskostenfonds des SGSA getragen werden.
Der Ausschuss fasst daraufhin folgenden Beschluss:

Die Mitglieder des Rechts- und Verfassungsausschusses sprechen sich für die Durchführung einer Kommunalverfassungsbeschwerde unter Beteiligung des SGSA aus dem Prozesskostenfonds aus. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 4:	Kostentragungspflicht des Halters gem. § 25 a StVG – neuer Bußgeldkatalog 
(Stadt Bitterfeld-Wolfen)

Frau Ost und Frau Kubisch (Stadt Bitterfeld-Wolfen) führen anhand des Vorberichts in die Problematik ein.
In Anbetracht der Vielzahl der Verfahren, bei denen keine Fahrerfeststellung erfolgt, erscheint 
eine Übertragung der Zuständigkeiten auf die Verwaltungsbehörde, welche das Ordnungswidrigkeitsverfahren durchführt, sinnvoll. Eine direkte Hinterlegung der Möglichkeit zur Fahrtenbuchandrohung bzw. -auflage in der jeweiligen Software zu Ordnungswidrigkeiten, würde den Verwaltungsaufwand reduzieren.
Für die Anpassungen der Halterhaftung sollen die kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene und das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt (um auf der Innenministerkonferenz dafür zu werben) durch den SGSA angeschrieben werden. Die Zuständigkeiten für die Gemeinden in Verwarnungen und Bußgeldverfahren sollen nicht anhand der Höhe des Bußgeldes, sondern bei Geschwindigkeitsübertretungen bis 21 km/h festgelegt werden. So können diese Verfahren in einer Hand bearbeitet werden. Die Gemeinden können diese Verfahren führen.

Herr Vogler (Stadt Burg) stimmt dem Problem zu, ergänzt um ein weiteres. Dies wurde den Mitgliedern des Rechts- und Verfassungsausschusses per E-Mail am 21.10.2021 übersendet. Durch den neuen Bußgeldkatalog und die deutlich erhöhten Bußgelder verschieben sich betreffend der Feststellung von Verkehrsverstößen im fließenden Verkehr die Zuständigkeiten der Gemeinden über 20.000 EW bei der Bearbeitung der OWi-Verfahren. Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 5 der Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (ZustVO OWi) sind die Gemeinden über 20.000 Einwohner bisher für Verfolgung von Geschwindigkeitsverstößen einschließlich der Erteilung von Verwarnungen zuständig.

Im RdErl. des MI vom 29.10.2012 - 21.31-12320/212 (Grundsätze und Verfahrensvorschriften für die Verkehrsüberwachung im fließenden Straßenverkehr durch Kommunen) wird konkretisiert, dass die Ahndung durch Bußgeldbescheid, das heißt von Verstößen, für die eine Regelgeldbuße von mehr als 35 Euro vorgesehen ist, sowie von Verstößen im Verwarngeldbereich, in denen Verwarngeldangebote nicht akzeptiert werden, durch die Zentrale Bußgeldstelle (ZBS) erfolgt.
Abhilfe könnte geschaffen werden, wenn die Regelgeldbuße für die Abgabe an die ZBS angehoben oder die Zuständigkeitsregelung in Sachsen-Anhalt (hier: ZustVO OWi) geändert werden würde. 
Zur Lösung dieses Problems müsste der SGSA an das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt herantreten, um auf das Problem hinzuweisen und die entsprechende Änderung der ZustVO Owi zu erwirken.

Im Ergebnis der Diskussion wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss bittet die Landesgeschäftsstelle, das Ministerium für Inneres und Sport das Landes Sachsen-Anhalt und die kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene anzuschreiben, um auf die Notwendigkeit der Änderungen in der ZustVO Owi und eine Übertragung der Zuständigkeiten auf die Verwaltungsbehörde, welche das Ordnungswidrigkeitenverfahren durchführt, hinzuwirken.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Nachtrag: Mit RdErl. vom 11.11.2021 weist das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt darauf hin, dass die derzeit geltende Verwarngeldobergrenze gem. § 56 Abs. 1 OWiG 55 Euro beträgt und daher der RdErl. vom 29.10.2012, 21.31 – 12320/212 entsprechend zu lesen ist. Statt bisher 35 Euro beträgt die Grenze nunmehr 55 Euro. Näheres kann dem Schreiben, welches als Anlage dem Protokoll beigefügt ist, entnommen werden.

Zu TOP 5:	Übermittlung von Informationen über Reichsbürger und Selbstverwalter an den Landesverfassungsschutz 
	(Festlegung in 54. Sitzung am 16.06.2021)

Frau Kubisch erläutert die Thematik anhand des Vorberichts. Gerade der Runderlass des MI vom 24.05.2017 gibt Anlass für die Bedenken, da er den Kommunen als Sicherheitsbehörden weniger Übermittlungsrechte einräumt, als der Runderlass vom 04.05.2016 der Polizei. Die Polizei hat über die Übermittlungen nach § 17 Abs. 1 VerfSchG LSA bei gewalttätigem Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht hinaus auch nach § 17 Abs. 2 VerfSchG LSA von sich aus alle anderen ihr bekannt gewordenen Informationen einschließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 4 Abs. 1 VerfSchG LSA zu übermitteln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist. Sie hat zudem auf Ersuchen des Landesverfassungsschutzes auch nach § 17 Abs. 3 VerfSchG LSA die zur Aufgabenerfüllung des Landesverfassungsschutzes erforderlichen Informationen einschließlich personenbezogener Daten zu übermitteln. Für die Kommunen als Sicherheitsbehörden gilt nach dem Runderlass vom 24.05.2017, Nummer 2.2, aber nur die Regelung zur Übermittlung nach § 17 Abs. 1 VerfSchG LSA entsprechend. Davon wird ein nicht dem Verdacht des gewalttätigen Extremismus, Terrorismus oder Spionageverdacht unterliegender Reichsbürger und Selbstverwalter aber nicht erfasst. 
Aus der Erlasslage ergibt sich daher keine Rechtssicherheit.
Frau Ost ergänzt, dass sie fast alles aufgrund der Erlasse meldet, insbesondere Rücksendungen von Wahlbenachrichtigungen, Bußgeldbescheiden, mehrseitige handschriftliche Schreiben mit Androhungen verfassungsfeindlicher Bestrebungen. All das fällt unter § 17 Abs. 1 VerfSchG.
Herr Marske (Landeshauptstadt Magdeburg) geht auf die Historie der Erlassregelungen ein, u.a. auf eine Fortbildungsveranstaltung mit dem Verfassungsschutz, die über den SGSA organisiert wurde. Er lädt zu einer weiteren Veranstaltung am 17.11.2021, 9-13 Uhr, im Alten Rathaus in Magdeburg. Vertreter des Verfassungsschutzes werden zum Thema „Die Reichsbürgerszene in Sachsen-Anhalt aus Sicht des Verfassungsschutzes“ reden. Die Einladung wird den Mitgliedern des Rechts- und Verfassungsausschusses über die Landesgeschäftsstelle zur Verfügung gestellt. 
Anmerkung:
Dies erfolgte per E-Mail am 04.11.2021.

Konkret sieht Herr Marske insbesondere das Problem bei der Weiterreichung von Klarnamen vor dem Hintergrund des Datenschutzes.
Dieses Problem sieht Herr Hell (Hansestadt Stendal) nicht. Ausreichend sei es, wenn die verfassungsmäßige Ordnung abgelehnt wird. Dann seien bereits Ermittlungen notwendig.
Frau Ost weist darauf hin, dass für eine Weiterleitung Anhaltspunkte für Gewalt bzw. Gewaltandrohungen vorliegen müssten.
Herr Marske sieht die Notwendigkeit, mit dem Verfassungsschutz enger zusammenzuarbeiten, um Fragen stellen und Abstimmungen vornehmen zu können.
Herr Schreyer (Stadt Halle (Saale)) erläutert das Verfahren in Halle. Es werden nicht alle vorliegenden Informationen weitergeleitet, da der Erlass das so nicht vorsieht.
Frau Kubisch stellt die Frage in den Raum, was beim Verfassungsschutz mit den übersendeten Unterlagen geschieht.
Diese Frage könnte z.B. im Rahmen der Veranstaltung am 17.11.2021 gestellt werden, so Herr Marske.
Es erscheint notwendig, dass der Erlass des MI im Hinblick auf § 17 Abs. 1 VerfSchG konkretisiert werden müsse.

Im Ergebnis der Diskussion wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss bittet die Landesgeschäftsstelle, das MI anzuschreiben, um den Erlass vom 24.05.2017 (21.11-12002/32700) um eine Definition zu § 17 Abs. 1 VerfSchG zu konkretisieren.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 6:	Erfahrungen mit digitalen Sitzungen der Vertretungen gem. § 56 a KVG LSA 
(Landesgeschäftsstelle)

Es wird Bezug genommen auf den Vorbericht.
Frau Ost erläutert, dass nach der Sitzung in Halle am 28.01.2021, die abgebrochen werden musste, in Bernburg Abstand genommen wurde von der Durchführung digitaler Sitzungen. Auch seien weitere Fragen zu Hybridsitzungen bisher nicht geklärt, insbesondere zum Sitzungsort. Es seien zu viele praktische Probleme aufgetreten. Grundsätzlich sollte diese Regelung jedoch beibehalten werden. Die technischen Probleme könnten gelöst werden.
[bookmark: _GoBack]Herr Fuchshuber (Stadt Aschersleben) berichtet, dass in Aschersleben die Sitzungen nur in hybrider Form stattfanden. Die Ausschusssitzungen verliefen gut, aber Stadtratssitzungen digital durchzuführen erweist sich als nicht praktikabel. Hier gab es dann Probleme mit der Software und mit der Sicherheit. Die Unterstützung habe gefehlt.
Herr Schreyer informiert, dass die Sitzungen in Halle sehr gut digital funktioniert haben. Mit viel gutem Willen konnte sehr gut in diesem Format gearbeitet werden. In Halle hat man sich aber auch auf die Ausschusssitzungen beschränkt. Sitzungen des Stadtrats fanden bis auf die eine am 28.01.2021 nicht digital statt. Ein rechtliches Problem sieht er bei Hybridsitzungen nicht. Problematisch gestaltet sich eher, dass in Halle keine elektronische Abstimmung möglich ist. Die regelmäßige Feststellung der Beschlussfähigkeit und die einzelnen Abstimmungen sind eher unpraktikabel. Da sind Präsenzsitzungen im Vergleich deutlich besser.
In Bitterfeld-Wolfen wurde diese Möglichkeit nicht genutzt, berichtet Frau Kubisch. Insgesamt erscheint der gesamte Komplex als rechtlich zu unsicher.
In Burg, informierte Herr Vogler, konnte auf die Stadthalle als Sitzungsort ausgewichen werden, die groß genug für Präsenzsitzungen ist. Es gab daher keine Probleme, aber auch keine digitalen Sitzungen. Die Stadträte wollen auch lieber Präsenzsitzungen.
Frau Wöbken (Lutherstadt Eisleben) berichtete, dass alle Sitzungen in Präsenz durchgeführt wurden, da es so gewünscht war. Im Übrigen wäre auch die Technik nicht ausreichend gewesen.
Frau Ost verweist auf einen Aufsatz in der NVwZ 2021, 360 („Alternative Beschlussformen in kommunalen Vertretungsorganen Rechtliche Problemlage von Umlaufverfahren sowie die digitale Durchführung von Sitzungen“) dazu.
Herr Hell berichtet, dass in Stendal kein Bedarf für digitale Sitzungen gesehen wurde.

Im Ergebnis der Diskussion wird folgender Beschluss gefasst:

Der Rechts- und Verfassungsausschuss spricht sich dafür aus, dass die Option für digitale Sitzungen in den kommunalen Gremien unabhängig von einer pandemischen Lage beibehalten werden soll. Dies erfordert jedoch bessere/konkretere Rahmenbedingungen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig


Zu TOP 7:	Aktuelle Informationen der Landesgeschäftsstelle

Frau Schulz spricht folgende Themen an:

a) Aufwandsentschädigung ehrenamtlich tätiger Bürgermeister – Urteil des Bundessozialgerichtes zur Sozialversicherungspflicht vom 27.04.2021
Frau Schulz verweist auf das Rundschreiben des SGSA vom 01.10.2021 und erläutert das weitere Verfahren. Es wird ein weiteres Musterverfahren aus dem Prozesskostenfonds des SGSA mitfinanziert und die Gemeinde Molauer Land, Verbandsgemeinde Wethautal, im Rahmen eines anhängigen Berufungsverfahrens unterstützt.

b) Personelle Veränderungen in der Landesgeschäftsstelle
Frau Schulz informiert, dass Frau Thurmann aus der Elternzeit zurückkommt und mit Aufgaben eines neuen Referats 2a betraut wird. Das Referat 6 wird weiterhin von Frau Schulz geführt.


Zu TOP 8:	Anfragen und Anregungen der Mitglieder

8.1 	Besonderes elektronisches Behördenpostfach
Frau Ost möchte wissen, wie der aktuelle Stand in den anderen Städten und Gemeinden dazu ist. Sie selbst hat im Haushalt für 2022 mehr Geld für die Beauftragung von Rechtsanwälten angemeldet, um über deren elektronisches Postfach mit den Gerichten zu kommunizieren. Mit der Einrichtung und Zuständigkeit des beBPo im Rechtsamt in Bernburg werde sie sehr schnell an Kapazitätsgrenzen stoßen.
Herr Vogler weist auf die Möglichkeit der Einrichtung von Leserechten hin.
Herr Marske sieht insbesondere ein Problem bei der Einrichtung von nur einem Postfach pro Gebietskörperschaft. Zur Verteilung der Post intern gibt es eine entsprechende Software, z.B. x-Justiz. Diese wird vom Land kostenfrei zur Verfügung gestellt. Auch die KITU hält dafür eine Software vor: Procilon. Er regt an, dass zur Weiterleitung der elektronischen Post innerhalb der Behörde eine Schulung erfolgt, zu der ein Vertreter einer Software-Firma eingeladen wird. Auch soll eine Nachfrage bei der KITU erfolgen.
Herr Vogler ergänzt, dass nicht nur die Gerichtspost, sondern auch die Anwaltspost in Zukunft über das beBPo laufen wird.
Herr Hell informiert darüber, dass Stendal über zwei beBPo-Zugänge verfügt. Grundsätzlich wurden bisher gute Erfahrungen damit gemacht.
Frau Kubisch sieht auch Probleme mit nur einem beBPo pro Gebietskörperschaft, insbesondere wo innerhalb der Verwaltung dieses angegliedert sein wird. In den meisten Fällen wird dies beim Rechtsamt sein. Das bestätigen alle Anwesenden.
Frau Schulz teilt mit, dass es geplant ist, ein gemeinsames Schreiben mit dem Landkreistag zu dieser Problematik an die Ministerin für Digitales zu schicken. Hierin soll insbesondere auf die Möglichkeit der Einrichtung von Unterpostfächern hingewiesen werden, wie es in Nordrhein-Westfalen bereits unproblematisch praktiziert wird.
Herr Schreyer berichtet von seinen Versuchen, mehrere beBPo zu bekommen, was immer abgelehnt wurde. In Halle wird die Zuständigkeit für die Einrichtung und Nutzung ebenfalls im Rechtsamt liegen, wofür er 0,5 VbE mehr beantragt hat. Er erwartet 300+x Posteingänge täglich. Die Kapazität des Postfaches wurde auf 300 MB aufgestockt.
Herr Vogler kommt auf die Software X-Justiz zurück. Diese kann im Internet unter https://xjustiz.justiz.de/ abgerufen werden.
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die meisten der im Ausschuss vertretenen Verbandsmitglieder derzeit über ein beBPo verfügen.
Herr Schreyer ergänzt, dass das Einscannen der Akten für die elektronische Gerichtspost nicht notwendig ist.

8.2 	Rechtsbehelfsbelehrung
	Herr Marske führt kurz anhand der am 02.11.2021 versendeten Unterlagen (Urteil des BVerwG 9 C 8/19 „Rechtsbehelfsbelehrung ohne Hinweis auf die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung der Klage“ und Aufsatz der Ri´in BVerwG Rosanna Sieveking „Ordnungsgemäßheit einer Rechtsbehelfsbelehrung ohne ausdrücklichen Hinweis auf die Möglichkeit der elektronischen Datenübermittlung“) in die Thematik ein. Danach ist eine Rechtsbehelfsbelehrung nicht unrichtig i.S.v. § 58 Abs. 2 VwGO erteilt, wenn sie nicht auf die Möglichkeit einer Übermittlung der Klage als elektronisches Dokument hinweist. Es stellt sich daher die Frage, ob die anderen Mitglieder des Rechts- und Verfassungsausschusses vor diesem Hintergrund die „veraltete“ Form der Rechtsbehelfsbelehrung nutzen oder bei der „neuen langen“ Form bleiben.
	Herr Schreyer teilt mit, dass man in Halle auf die zwingend erforderlichen gesetzlichen Angaben zurückgegangen sei, auch um die Probleme im Zusammenhang mit § 55 a VwGO zu vermeiden. Die Rechtsbehelfsbelehrungen sind alle auf das absolute Minimum gem. § 58 Abs. 1 VwGO reduziert.
	Frau Ost bestätigt dies auch für Bernburg.
	Auch Herr Marske wird dies für Magdeburg entsprechend anpassen.

8.3 	Schiedsstelle
	Herr Vogler informiert über eine Änderung im Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetz (SchStG), wonach gem. § 2 SchStG jede Schiedsstelle nur noch mit einer Schiedsperson besetzt werden darf. Bisher bestand die Möglichkeit, die Schiedsstelle statt mit einer Schiedsperson mit einem Vorsitzenden und bis zu zwei weiteren Schiedspersonen zu besetzen. Der SGSA wurde zu der Gesetzesänderung nicht angehört. In Burg gibt es mittlerweile Probleme, da sich mehrere Personen dieser Aufgabe gemeinsam stellen würden. Allein möchte niemand die Schiedsstelle sein.
	Herr Marske berichtet von seiner Teilnahme an der Jahreshauptversammlung der Schiedspersonen. Diese Änderung wurde dort auch kritisch gesehen und als Problem erkannt. Den Schiedspersonen untereinander fehlt damit auch der Austausch. In Magdeburg muss nun Sicherheitspersonal zum Schutz der Schiedsperson während der Sprechstunde und der Verhandlungen vorgehalten werden. 
	Frau Ost sieht das Problem ebenso, da wenige Schiedssachen mit einer Einigung enden.
	
	Im Ergebnis der Diskussion empfiehlt der Rechts- und Verfassungsausschuss:
	
Die Landesgeschäftsstelle wird gebeten, sich gegenüber dem Ministerium für Justiz dafür einzusetzen, dass die bisherige Regelung, wonach eine Schiedsstelle bis zu drei Schiedspersonen haben darf, wieder in das Schiedsstellen- und Schlichtungsgesetz eingeführt wird.

8.4 	Herr Hell fragt nach dem aktuellen Stand zu den Schiedsstellen nach dem KiFöG. An der sehr langen Verfahrensdauer hat sich bisher noch nichts geändert.

8.5	Frau Wöbken fragt nach dem aktuellen Stand zu dem Berufungsverfahren vor dem OVG Sachsen-Anhalt zu den Feuerwehrgebühren. Hierzu gibt es keinen neuen Sachstand.

8.6	Herr Vogler informiert über seine Klage vom 25.10.2021 zum Zinsbescheid gegen das Landesverwaltungsamt. Die Klageschrift wird er über die Landesgeschäftsstelle den Mitgliedern des Rechts- und Verfassungsausschusses zur Verfügung stellen. Dies erfolgte bereits per E-Mail am 04.11.2021.
	Herr Heerwald bestätigt das Problem auch aus seiner Praxis.
	Herr Marske weist darauf hin, dass der ehemalige Beigeordnete aus Magdeburg Herr Zimmermann nun Staatssekretär im Ministerium für Inneres und Sport ist.
Frau Ost und Herr Hell berichten in diesem Zusammenhang von gewonnen Verfahren gegen das Landesverwaltungsamt wegen Verjährung, alle anderen Verfahren wurden bisher verloren. Keine der bisher verwendeten Argumentationen verfing.

	

Zu TOP 9:	Festlegung von Zeit und Ort der nächsten Sitzung

Für die Festlegung eines Termins für die 56. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses soll eine doodle-Umfrage für die Termine in den jeweils ersten beiden Wochen der Monate April und Mai 2022 stattfinden. 

Anmerkung:
Dies erfolgte per E-Mail am 16.11.2021.




Christine Ost			Bernward Küper			Andrea Schulz
Ausschussvorsitzende		Landesgeschäftsführer 		Protokollführerin
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